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3. Instanz

Datum -

Auf die Beschwerden der Antragsgegnerin und des Antragstellers wird der
Beschluss des Sozialgerichts Berlin vom 22. Februar 2021 geÃ¤ndert.

Der Beigeladene wird im Wege der einstweiligen Anordnung verpflichtet,
fÃ¼r die Zeit vom 1. MÃ¤rz 2021 bis 31. August 2022, lÃ¤ngstens bis zu
einer Entscheidung in der Hauptsache oder einer frÃ¼heren vorzeitigen
Beendigung der Ausbildung, dem Antragsteller Leistungen fÃ¼r eine
persÃ¶nliche Arbeits- und Pflegeassistenz durch die ambulante dienste eV
zu einem Stundensatz von derzeit 46,33 â�¬ im Umfang bis zu
arbeitstÃ¤glich 4,52 Stunden (Arbeitsassistenz) bzw. bis zu
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arbeitstÃ¤glich 3,33 Stunden (Pflegeassistenz) zu gewÃ¤hren, und zwar im
tatsÃ¤chlich arbeitstÃ¤glich abgerufenen und abgerechneten Umfang
abzÃ¼glich der monatlich erbrachten Leistungen der Antragsgegnerin
fÃ¼r eine Arbeitsassistenz und den monatlichen Pflegesachleistungen der
Pflegekasse.

Â 

DieÂ  weitergehenden Beschwerden werden zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Der Beigeladene trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen Kosten des Antragstellers
im gesamten Verfahren. Im Ã�brigen sind Kosten nicht zu erstatten.

Â 

Â 

GrÃ¼nde

Â 

Â 

Die â�� zulÃ¤ssigen â�� Beschwerden der Antragsgegnerin und des Antragstellers
sind in dem aus dem Tenor ersichtlichen Umfang begrÃ¼ndet. Die vom SG
getroffene Regelungsanordnung iSv Â§ 86b Abs. 2 Satz 2 Sozialgerichtsgesetz
(SGG) war zu Ã¤ndern und zu verlÃ¤ngern. 

Â 

Eine â�� vom Beigeladenen angeregte â�� zusÃ¤tzliche Beiladung des
Landesamtes fÃ¼r Gesundheit und Soziales (LaGeSo) hatte schon deshalb nicht zu
erfolgen, weil das LaGeSo, eine der Senatsverwaltung fÃ¼r Integration, Arbeit und
Soziales des Landes Berlin nachgeordnete BehÃ¶rde, als solches nicht
beteiligtenfÃ¤hig iSv Â§ 70 SGG ist. Da das Land Berlin bereits notwendig (vgl Â§ 75
Abs. 2 SGG) beigeladen worden ist, bindet die Entscheidung des Senats auch alle
seine BehÃ¶rden; es ist Aufgabe der Landesorganisation, im Wege interner
Koordination sicherzustellen, dass mÃ¶glicherweise (hier wohl klar zu Tage
getretene) divergierende Interessen betroffener BehÃ¶rden mit der BehÃ¶rde
abgestimmt werden, die das Land im gerichtlichen Verfahren vertritt (vgl schon
Bundesverwaltungsgericht , Beschluss vom 28. August 2002 â�� 9 VR 11/02 â��
juris â�� Rn 4, 5).

Â 

Eine Verpflichtung der Antragsgegnerin â�� wie vom Sozialgericht angenommen
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â�� scheidet aus; vielmehr ist der Beigeladene nach Â§ 14 Sozialgesetzbuch â��
Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen â�� (SGB IX) nach wie vor, dh
auch nach eingetretener VolljÃ¤hrigkeit des Antragstellers, zustÃ¤ndiger TrÃ¤ger.
Die VolljÃ¤hrigkeit des seinerzeit bereits in Ausbildung befindlichen Antragstellers
fÃ¼hrt nicht zu einem neuen Rehabilitationsgeschehen mit der MÃ¶glichkeit, einen
Antrag auf (Weiter-)GewÃ¤hrung der Assistenzleistungen â�� wie vom
Beigeladenen, vertreten durch das LaGeSo â�� wirksam (an die Antragsgegnerin)
weiterzuleiten. Auch die Beendigung der Leistungsbewilligung durch die Befristung
in den Bescheiden des Beigeladenen (Jugendamt) vom 27. November 2019 setzt bei
unverÃ¤ndertem Rehabilitationsbedarf kein neues Leistungsgeschehen in Gang.
Das fÃ¼r die im AuÃ�enverhÃ¤ltnis zum Antragsteller fortdauernde ZustÃ¤ndigkeit
des Beigeladenen maÃ�gebliche einheitliche Rehabilitationsgeschehen begann mit
der Berufsausbildung am 1. September 2019 und des hierauf bezogenen
Teilhabeantrags des Antragstellers gegenÃ¼ber dem Beigeladenen (Jugendamt)
vom Juli 2019 und blieb in der Folge (jedenfalls bislang) unverÃ¤ndert (vgl zum
Ganzen Bundessozialgericht , Urteil vom 28. November 2019 â�� B 8 SO 8/18 R =
SozR 4-3250 Â§ 14 Nr 30 â�� Rn 14 ff mwN). 

Â 

Die EinfÃ¼hrung der neuen Leistungen der Eingliederungshilfe mit einer neuen
TrÃ¤gerschaft berÃ¼hrt grundsÃ¤tzlich nicht eine bereits nachÂ Â§Â 14 SGB IXÂ (in
der Zeit bis 31. Dezember 2019) begrÃ¼ndete ZustÃ¤ndigkeit eines
RehabilitationstrÃ¤gers, der (im AuÃ�enverhÃ¤ltnis) gegenÃ¼ber dem Menschen
mit Behinderung umfassend fÃ¼r die erforderlichen Rehabilitationsleistungen
zustÃ¤ndig geworden ist. FÃ¼r ein Fortwirken der bereits nachÂ Â§Â 14 SGB IX
Â begrÃ¼ndeten ZustÃ¤ndigkeit bei einem Wegfall der Eigenschaft als
RehabilitationstrÃ¤ger iSd Â§Â 6 SGB IXÂ reicht es damit aus, dass der (bislang
zustÃ¤ndige) RechtstrÃ¤ger â�� wie hier â�� weiterhin RehabilitationstrÃ¤ger iSv 
Â§Â 6 SGB IXÂ ist.Â Â§Â 14 SGB IXÂ regelt die ZustÃ¤ndigkeitsklÃ¤rung zwischen
verschiedenen RehabilitationstrÃ¤gern, wobei die Bezeichnung â��TrÃ¤gerâ��, die
im Sinne einer rechtsfÃ¤higen juristischen Person zu verstehen ist, deutlich macht,
dass es sich um unterschiedliche juristische Personen des Ã¶ffentlichen Rechts
handeln muss, damit von einem ZustÃ¤ndigkeitskonflikt im Sinne der Vorschrift die
Rede sein kann. Abgesehen von FÃ¤llen der zielgerichteten
ZustÃ¤ndigkeitsanmaÃ�ung genÃ¼gt es fÃ¼r die Anwendung desÂ Â§Â 14 SGB IX,
dass der RechtstrÃ¤ger Ã¼berhaupt TrÃ¤ger von Leistungen zur Teilhabe und
damit ein RehabilitationstrÃ¤ger iSv Â§Â 6 SGB IXÂ ist (vgl hierzu
Landessozialgericht Niedersachsen-Bremen, Beschluss vom 10. November 2020 â��
L 8 SO 84/20 ER â�� juris â�� Rn 10). Â§ 14 SGB IX ist als Vorschrift im Teil 1 des
SGB IX (auch) im Recht der Eingliederungshilfe nach Teil 2 des SGB IX weiterhin
anwendbar (vgl Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 und SatzÂ 3 SGB IX). Im Ã�brigen ist das Land
Berlin auch nach Inkrafttreten des Bundesteilhabegesetzes gemÃ¤Ã� Â§ 1 des
Berliner Teilhabegesetzes vom 25. September 2019 (BlnTG) TrÃ¤ger der
Eingliederungshilfe iSv Â§ 94 SGB IX (wobei dem LaGeSo die Leistungen in Form der
PersÃ¶nlichen Assistenz fÃ¼r Menschen mit schwerer KÃ¶rperbehinderung mit
besonderem Pflege- und UnterstÃ¼tzungsbedarf zugewiesen sind, vgl Â§Â 3 Nr 2
BlnTG). Nach alledem war das LaGeSo nicht berechtigt, auf den hier
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streitgegenstÃ¤ndlichen Folgeantrag fÃ¼r die Zeit ab 1. September 2020 die
nachÂ Â§Â 14 SGB IXÂ im VerhÃ¤ltnis zum Antragsteller begrÃ¼ndete
ZustÃ¤ndigkeit des Beigeladenen (erneut) zu prÃ¼fen und den Antrag iS
desÂ Â§Â 14 SGB IXÂ zustÃ¤ndigkeitsbegrÃ¼ndend an die Antragsgegnerin (als
zweitangegangenen RehabilitationstrÃ¤ger) weiterzuleiten. Die Weiterleitung ging
insoweit ins Leere, und zwar ungeachtet dessen, dass die Antragsgegnerin bereits
mit Bescheid vom 9. August 2019 ihre ZustÃ¤ndigkeit (nur) fÃ¼r Teilhabeleistungen
am Arbeitsleben anerkannt hatte. Der Beigeladene, der den im Juli 2019 gestellten
Teilhabeantrag nicht spÃ¤testens nach Ablauf von zwei Wochen weitergeleitet hat
(vgl Â§ 14 Abs. 1 und 2 SGB IX), ist daher im AuÃ�enverhÃ¤ltnis endgÃ¼ltig und
abschlieÃ�end fÃ¼r die weiteren Leistungen, insbesondere die Leistungen der
Eingliederungshilfe und die hier begehrten Assistenzleistungen iSv Â§ 76 SGB IX
iVm Â§ 78 Abs. 2 Satz 2 SGB IX als leistender RehabilitationstrÃ¤ger iSv Â§ 14 Abs.
2 Satz 1 SGB IX zustÃ¤ndig, und zwar ungeachtet dessen, dass ein Teilhabeplan
nach Â§ 19 SGB IX trotz einer bereits am 24. Februar 2020 im Jugendamt
stattgefundenen Teilhabeplankonferenz bislang nicht erstellt worden ist,
augenscheinlich wegen unterschiedlicher Auffassungen der beteiligten BehÃ¶rden
Ã¼ber deren ZustÃ¤ndigkeit.

Â 

Leistungen im Rahmen eines persÃ¶nlichen Budgets gemÃ¤Ã� Â§ 29 SGB IX
kommen vorliegend schon mangels Vorliegens einer Zielvereinbarung iSv Â§ 29
Abs. 4 SGB IX nicht in Betracht. Soweit Ã¼ber die Leistungen der Antragsgegnerin
hinaus vorliegend ergÃ¤nzende Leistungen der Arbeitsassistenz in Streit stehen, ist
zwar darauf zu verweisen, dass die Antragsgegnerin ihre ZustÃ¤ndigkeit fÃ¼r
Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben anerkannt hat, die grundsÃ¤tzlich auch
Assistenzleistungen umfassen kann. Rechtsgrundlage hierfÃ¼r sind die Â§Â§Â 112,
113 Abs.Â 1 Nr.Â 2 iVm Â§Â 117Â Abs.Â 1 SatzÂ 1 Nr.Â 2 Sozialgesetzbuch â��
ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) und iVm Â§ 49 SGB IX. Danach sind besondere
Leistungen der FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben anstelle der allgemeinen
Leistungen zu erbringen, wenn die allgemeinen Leistungen die wegen Art oder
Schwere der Behinderung erforderlichen Leistungen nicht oder nicht in
erforderlichem Umfang vorsehen (vgl fÃ¼r eine Studienassistenz etwa LSG Baden-
WÃ¼rttemberg, Urteil vom 18. Februar 2020 â�� L 13 AL 190/18 â�� juris). Speziell
geregelt sind die Kosten einer notwendigen Arbeitsassistenz fÃ¼r schwerbehinderte
Menschen als Hilfe zur Erlangung eines Arbeitsplatzes. Diese Leistung fÃ¼hrte, wie
auch im Falle des Antragstellers fÃ¼r die Zeit vom 1. September 2019 bis 31.
Dezember 2019, gemÃ¤Ã�Â Â§Â§Â 49 Abs.Â 8 Nr.Â 3,Â 185 Abs.Â 5 SGBÂ IXÂ das
Integrationsamt aus und erhielt seine Aufwendungen von der Antragsgegnerin
erstattet. Indes ist bei den hier streitigen weiteren Arbeitsassistenzleistungen (und
bei den Leistungen der Pflegeassistenz ohnehin) davon auszugehen, dass diese
Ã¼ber eine â��reineâ�� Arbeitsassistenz hinausgehen und als Leistungen der
Sozialen Teilhabe iSv Â§ 76 SGB IX anzusehen sind. Ausschlaggebend ist dabei,
dass es sich um eine persÃ¶nliche Assistenz in Kombination mit Pflegeleistungen
handelt, deren Ausdifferenzierung, bestimmt durch die LebensrealitÃ¤t der auf
UnterstÃ¼tzung angewiesenen Menschen, die eine kontinuierliche ArbeitstÃ¤tigkeit
erforderlich macht, bei tÃ¤glichen Verrichtungen in Einzelleistungen nicht sinnvoll
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ist (vgl Besondere Form der Assistenz iSv Â§ 17 des Berliner Rahmenvertrags
gemÃ¤Ã� Â§Â 131 Abs.Â 1 SGB IX). Die Abgrenzung der Eingliederungshilfe zu den
Leistungen zur FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben richtet sich nach dem
Schwerpunkt der MaÃ�nahme. Liegt der Schwerpunkt â�� wie hier â�� vorwiegend
in der sozialen Betreuung wÃ¤hrend der Ausbildung und der weiteren
PersÃ¶nlichkeitsentwicklung des Antragstellers, liegt keine Leistung der beruflichen
Rehabilitation vor. 

Â 

EinschlÃ¤gig ist daher Â§ 76 iVm Â§ 78 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 SGB IX. Ob dem
Antragsteller insoweit ein Kostenerstattungsanspruch in Ausfluss von Â§ 18 Abs. 6
Satz 1 SGB IX zusteht, weil der zustÃ¤ndige TrÃ¤ger Leistungen, auf die der
Antragsteller Anspruch hatte bzw hat, zu Unrecht abgelehnt hat, und der
Antragsteller sich diese daher selbst beschafft hatte bzw hat und ihm dafÃ¼r
Kosten entstanden bzw entstehen, oder ob sich sein Anspruch auf Ã�bernahme der
in Rede stehenden Assistenzleistungen aus einem Anspruch des Antragstellers auf
Beitritt des Beigeladenen zu seiner Schuld fÃ¼r die Kosten der Assistenz aus dem
mit dem Verein ambulante dienste eV geschlossenen Vertrag (vgl zur Pflicht der
Sachleistungsverschaffung insoweit zB BSG, Urteil vom 6. Dezember 2018 â�� B 8
SO 9/18 R = SozR 4-3500 Â§ 75 Nr 13) ergibt, bedarf im Eilrechtsverfahren keiner
abschlieÃ�enden Beurteilung.

Â 

Nach Â§ 78 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2 SGB IX werden zur selbstbestimmten und
eigenstÃ¤ndigen BewÃ¤ltigung des Alltages einschlieÃ�lich der Tagesstrukturierung
Leistungen fÃ¼r Assistenz erbracht. Sie umfassen insbesondere Leistungen fÃ¼r
die allgemeinen Erledigungen des Alltags wie die HaushaltsfÃ¼hrung, die
Gestaltung sozialer Beziehungen, die persÃ¶nliche Lebensplanung, die Teilhabe am
gemeinschaftlichen und kulturellen Leben, die Freizeitgestaltung einschlieÃ�lich
sportlicher AktivitÃ¤ten sowie die Sicherstellung der Wirksamkeit der Ã¤rztlichen
und Ã¤rztlich verordneten Leistungen. Sie beinhalten die VerstÃ¤ndigung mit der
Umwelt in diesen Bereichen. GemÃ¤Ã� Â§ 78 Abs.Â 2 Satz 2 SGB IX umfassen die
Leistungen die vollstÃ¤ndige und teilweise Ã�bernahme von Handlungen zur
AlltagsbewÃ¤ltigung sowie die Begleitung der Leistungsberechtigten (Nr 1) und die
BefÃ¤higung der Leistungsberechtigten zu einer eigenstÃ¤ndigen
AlltagsbewÃ¤ltigung (Nr 2).

Â 

Hinsichtlich des erforderlichen Umfangs der Assistenzleistungen ist von dem vom
Integrationsamt festgestellten Umfang der Arbeitsassistenz (arbeitstÃ¤glich 4,52 h;
vgl Feststellungsbogen vom 5. September 2019) auszugehen, den auch der
Beigeladene zuletzt zugrunde gelegt hatte. Mangels Fehlens von tatsÃ¤chlichen
AnknÃ¼pfungspunkten fÃ¼r eine Ã�nderung des Bedarfs ist hierfÃ¼r nach wie vor
der vom Integrationsfachdienst (vgl gutachterliche Stellungnahme S vom 11.
Oktober 2019) festgestellte zeitliche Umfang maÃ�gebend. Gerade auch im Hinblick
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auf die glaubhaft geschilderten derzeitigen Arbeitsbedingungen auf der Praxisstelle
des Antragstellers und in der Berufsschule seit 1. Februar 2021 ist nicht von einem
zwischenzeitlich geringeren Assistenzerfordernis auszugehen. Hinzu kommen
Pflegeassistenzleistungen im Umfang von 3,33 Stunden arbeitstÃ¤glich, deren
Erforderlichkeit glaubhaft gemacht worden ist. Der Senat hÃ¤lt es anhand der
vorliegenden Ã¤rztlichen Unterlagen nicht fÃ¼r gesichert, dass der
Pflegeassistenzbedarf planbar ist (vgl auch Hinweis der Gruppenleiterin des Amtes
fÃ¼r Soziales â�� Hilfe zur Pflege â�� des Beigeladenen vom 21. August 2020 in
einer Mail an das LaGeSo), was der Beigeladene wohl einzig daraus schlieÃ�t, dass
Oxybutinin in die Blase injiziert wird. Allerdings hat auch der Beigeladene
(Pflegefachcontrolling â�� Soz PFC LMB 1) erkannt, dass die Uhrzeiten der
Katheterisierung dem Tagesablauf des Antragstellers anzupassen sind und (intern)
einen Pflegeassistenzbedarf weiterhin im zuvor festgestellten Umfang von 3,33
Stunden arbeitstÃ¤glich gesehen. Zudem ist von einer Katheterisierung im Umfang
von fÃ¼nf- bis sechsmal tÃ¤glich auszugehen (vgl MDK-Gutachten vom 14.
September 2016 und 19. MÃ¤rz 2020), was nicht ohne Weiteres auf eine (nur)
dreimalige Katheterisierung wÃ¤hrend eines Arbeitstages schlieÃ�en lÃ¤sst. Aus der
Schilderung des Antragstellers selbst folgt zudem, dass nicht nur eine Hilfestellung
beim Katheterisieren und dem Anlegen bzw Ausziehen der Orthese notwendig ist,
sondern darÃ¼ber hinausgehend umfÃ¤ngliche SÃ¤uberungs- und
Hygieneleistungen, auch im Falle von Darmentleerungen. Vor diesem Hintergrund
erscheint die jetzt geÃ¤uÃ�erte Auffassung des Beigeladenen (vgl Schriftsatz vom
8. Januar 2021), wonach neben den Leistungen der Arbeitsassistenz keine
Pflegeassistenzleistungen erforderlich seien, nicht nachvollziehbar, medizinisch
nicht begrÃ¼ndet und letztlich lebensfremd.

Â 

Ausgehend von dem dargelegten und glaubhaft gemachten Assistenzbedarf sind die
insoweit angefallenen Kosten fÃ¼r die tatsÃ¤chlich abgerufenen und monatlich
abgerechneten Leistungen, die von dem Verein ambulante dienste eV erbracht und
mit dem Antragsteller abgerechnet werden, vom Beigeladenen zu erstatten, und
zwar vorlÃ¤ufig bis zum Ende der Ausbildung am 31. August 2022. Die
LeistungshÃ¶he ergibt sich aus den derzeit geltenden VergÃ¼tungssÃ¤tzen (vgl
ErgÃ¤nzungsvereinbarung fÃ¼r die Assistenzpflege im Land Berlin gemÃ¤Ã� Â§ 89
SGB XI vom 1. Januar 2020; Leistungssatz ab 1. Januar 2021 46,33 â�¬/h). Die
Verpflichtung bis zum Ausbildungsende hÃ¤lt der Senat zur Sicherung der
Ausbildung gerade angesichts des ZustÃ¤ndigkeitsstreits der beteiligten TrÃ¤ger
fÃ¼r unumgÃ¤nglich. Die monatlichen Leistungen der Antragsgegnerin fÃ¼r
Arbeitsassistenz (derzeit 1.362,- â�¬ mtl) und die Pflegesachleistungen der
Pflegekasse (derzeit 1.298,- â�¬ mtl) sind hiervon in Abzug zu bringen.

Â 

Soweit die Antragsgegnerin die ZurÃ¼ckweisung des Eilrechtsschutzantrages und
der Antragsteller die Verpflichtung der Antragsgegnerin zur GewÃ¤hrung eines
festen monatlichen Zahlbetrages begehrt, waren die Beschwerden
zurÃ¼ckzuweisen.
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Â 

Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung von Â§ 193
SGG.

Â 

Der Antrag auf Aussetzung der Vollstreckung (vgl Â§ 199 Abs. 2 SGG) hat sich durch
die Beschwerdeentscheidung erledigt.

Â 

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das BSG angefochten werden
(Â§Â 177 SGG).

Erstellt am: 16.05.2022

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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